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Antrag 

des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochiitz und der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 


Verwertungsbeschränkungen für Schlacken aus Verbrennungsanlagen 
für Sledlungsabfälle 


Der Bundestag wolle beschließen; 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

Eine bundeseinheitliche Regelung zur stofflichen Verwertung 
von Schlacken aus Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 
(HMV), deren Anwendung vor einer gerichtlichen Überprüfung 
uneingeschränkt Bestand hätte, existiert zur Zeit nicht. 

Die von der Bund/Länderarbeitsgruppe „Vereinheithchung der 
Untersuchung und Bewertung von Reststoffen" unter Federfüh- 
rung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) erstellten 
Technischen Regeln für die stoffliche Verwertung von minerali- 
schen Reststoffen und Abfällen sowie das in der umweltrecht- 
lichen Praxis relevante LAGA-Merkblatt Nr. 19 „über die Entsor- 
gung von Abfällen aus Verbrennungsanlagen für Siedlungsab- 
fälle", die die Einsatzmöglichkeiten von HMV-Schlacken regeln, 
besitzen keine Gesetzeskraft. Die Dritte Allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift zum Abfallgesetz (TA Siedlungsabfall) verweist für die 
V erwendung vorwiegend aufbereiteter Verbrennungsschlacke 
auf die Merkblätter der LAGA. Nach Meinung der Bundesregie- 
rung wird das Merkblatt der LAGA durch einen derartigen Ver- 
weis aufgewertet. 

Unter Bezug auf die LAGA-Merkblätter werden HMV-Schlacken 
in einer Vielzahl von Fällen im. Straßen- und Wegebau (Schotter- 
trag-, Frostschutzschicht), bei der Anlage von befestigten Flächen 
(Parkplätze, Lagerflächen) und Verkehrsflächen, aber auch bei 
Erdbauarbeiten für Lärmschutzwälle und im Böschungsbereich 
von Straßendammarbeiten eingesetzt. Darüber hinaus werden 
immer mehr Fälle bekannt, in denen HMV-Schlacken zu Rekulti- 
vierungsmaßnahmen in Kiesgruben verfüllt werden. Dort werden 
Schwermetalle wie Cadmium, Chrom, Kupfer, Zink, Nickel, Blei 
durch jahrzehntelange Auswaschungen unter starken pH- Wert- 
Schwankungen in das Grundwasser verfrachtet. Die Emission 
polychlorierter Dibenzodioxine und -furane sowie die Grundwas- 
seraufsalzung durch Chloride und Sulfate werden auch durch 
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vorgeschaltete Waschverfahren nicht verhindert. Landesweite 
Untersuchungen in einigen Bundesländern zeigen immer wieder, 
daß HMV-Schlacken nur selten die selbst gesetzten Grenzwerte 
einhalten. 

Wer den LAGA-Empfehlungen folgen will, läuft durchaus Gefahr, 
sich strafbar zu machen. Da es außerhalb der LAGA-Merkblätter 
und ähnlicher technischer Regelwerke keine gesetzlichen oder 
untergesetzlichen Vorschriften zum Schadstoffgehalt von HMV- 
Schlacken gibt, ist die Grenzziehung zwischen Abfall und Wert- 
stoff nach momentaner umweltrechtlicher Lage schwierig. So er- 
gaben in der Vergangenheit auch gerichtliche Überprüfungen 
von Straßen- und Erdbauarbeiten immer öfter, daß die Merkblät- 
ter den Abfallbegriff nicht ändern können und im übrigen ledig- 
lich Verarbeitungshinweise geben sollen. Bei der Verwendung 
der Schlacke darf der Verwerter sich also bei ausreichender Sorg- 
falt nicht auf die Merkblätter zurückziehen und verlassen. Eine 
kritische Einzelfallprüfung hat vielmehr in der Regel zum Ergeb- 
nis, daß Schlacke aus Müllverbrennungsanlagen als Abfall im 
objektiven Sinne zu entsorgen ist, da nachteilige Wirkungen für 
die Umwelt zu besorgen sind. 

HMV-Schlacke ist Abfall und kein Wertstoff - die Verwendung im 
Straßenbau und bei Erdbauarbeiten entspricht dem Verfüllen 
einer nichtabgedichteten und nichtgenehmigten Deponie. Für 
den Verbau von HMV-Schlacken kann im Sinne der toxikologi- 
schen und ökologischen Vorsorge daher nur eine analytische 
Schadstoffbewertung herangezogen werden, die eine spätere 
Bodennutzung auch zur Nahrungsmittelproduktion unbedenklich 
erscheinen lassen würde. Für die Ausbringung von schadstoffbe- 
lasteter Schlacke als Bau-, Verfüll- oder Versatzmaterial gilt daher 
im Grunde derselbe Regelungsbedarf wie für das Ausbringen von 
schadstoffbelastetem Klärschlamm. Diese Gemeinsamkeit der Ab- 
fallausbringung abseits der geordneten Deponierung mündet in 
die Notwendigkeit desselben Anspruchs an die ökotoxikologische 
und gesundheitliche Vorsorge, daher bietet sich die nachstehende 
Anlehnung an die Klärschlammverordnung an. Für die Bewer- 
tung des Schlacke-Eluates und damit der Auswaschbarkeit der 
Schlacke sind dann Maßstäbe anzusetzen, die den Grenzwerten 
der Trinkwasserverordnung genügen. 

Die TA Siedlungsabfall definiert ihrem Normzweck entsprechend 
den Stand der Technik einer umweltverträglichen Abfallentsor- 
gung. In Nr. 9.1 schreibt sie dafür besondere Anforderungen an 
thermische Behandlungsanlagen vor. § 5 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes- 
immissionsschutzgesetzes (BImSchG) schreibt für den Betrieb ge- 
nehmigungspflichtiger Anlagen wie den Verbrennungsanlagen 
für Siedlungsabfälle vor, daß die entstehenden Reststoffe schadlos 
und ordnungsgemäß zu verwerten oder zu deponieren sind. Diese 
Schadlosigkeit wird im vorliegenden Antrag definiert. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
dafür Sorge zu tragen, daß 

1. die derzeit geltenden Fassungen der Abfallbestimmungs- Ver- 
ordnung und der Reststoffbestimmungs-Verordnung eine Auf- 
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nähme des Abfallschlüssels 31308 „Schlacke und Asche aus 
Abfallverbrennungsanlagen'' erfährt; 

2. die derzeit geltende Fassung der Dritten Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Siedlungsabfall), 
Nr. 9.1. 2. 2 

„Anforderungen an Rückstände und Abwasser 

Für die Verwertung kommt derzeit vorwiegend aufbereitete 
Verbrennungsschlacke in Frage. Hierzu sind insbesondere 
die Merkblätter der LAGA in der jeweils gültigen Fassung 
zu beachten. " 

durch die folgende Fassung ersetzt wird: 

„Anforderungen an Rückstände und Abwasser 

Für die Verwertung kommt derzeit allenfalls vorwiegend 
aufbereitete Verbrennungsschlacke in Frage, sofern diese 
schadlos verwertet werden kann. Von einer schadlosen Ver- 
wertung ist auszugehen, wenn 

a) die Untersuchung der Verbrennungsschlacke keine 
Überschreitung der in § 4 Abs. 8 der Klärschlammverord- 
nung (AbfKlärV) enthaltenen Grenzwerte für belastete, 
leichte Böden ergibt. Demnach ist eine schadlose Verwer- 
tung von Verbrennungsschlacke abseits der Deponierung 
dann gegeben, wenn sich aus der Schlackeuntersuchung 
ergibt, daß die Gehalte nachstehend genannter Schwer- 
metalle keinen der folgenden Zuordnungswerte überstei- 
gen (Milligramm je Kilogramm Trockenmasse): 


Blei 100 

Cadmium 1 

Chrom 100 

Kupfer 60 

Nickel 50 

Quecksilber 1 

Zink 150, 


b) zur Wahrung der Möglichkeit einer uneingeschränkt 
landwirtschaftlichen Nutzung sowie aus Gründen der 
gesundheitlichen Vorsorge bei der Untersuchung der 
Verbrennungsschlacke für polychlorierte Dibenzo- 
dioxine/Dibenzofurane (PCDD/PCDF) ein Gehalt von 
5 Nanogramm TCDD Toxizitätsäquivalente je Kilogramm 
Trockenmasse nicht überschritten wird, 

c) die Eluatuntersuchung der Verbrennungsschlacke keine 
Überschreitung der in der Trinkwasserverordnung festge- 
legten Grenzwerte für Trinkwasserinhaltsstoffe über- 
steigt. Demnach ist eine schadlose Verwertung von Ver- 
brennungsschlacke abseits der Deponierung dann gege- 
ben, wenn sich aus den Gehalten der Eluatuntersuchung 
ergibt, daß keiner der folgenden Zuordnungswerte über- 
schritten wird: 
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pH-Wert 

9,5 


elektrische Leitfähigkeit 

2 000 

fjiS/cm 

Arsen 

40 

Mg/1 

Blei 

40 

Mg/1 

Cadmium 

5 

Mg/1 

Chrom gesamt 

50 

Mg/1 

Nickel 

50 

Mg/1 

Quecksilber 

1 

Mg/1 

Sulfat 

240 

mg/1 

Cyanid 

0,05 

mg/1 

Aluminium 

0,2 

mg/1 

Fluorid 

-1,5 

mg/1, 


d) die Eluatuntersuchung der Verbrennungsschlacke ergibt, 
daß keiner der folgenden Zuordnungswerte überschritten 
wird: 

Kupfer 300 ^tg/l 

Zink 300 ^tg/l 

Chlorid 250 mg/1. 

Zur nach dieser Bestimmung als schadlos einzustufenden 
Verwertung von HMV-Schlacken sind darüber hinaus die 
Merkblätter der LAGA in der jeweils gültigen Fassung zu 
beachten. " 

Bonn, den 22. März 1995 

Dr. Jürgen Rochlitz 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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